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KURZE BEGRÜNDUNG 

Das Programm LIFE ist das Hauptinstrument für die direkte Finanzierung gemeinsamer 

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der Artenvielfalt sowie zur Anpassung an den 

Klimawandel.  

 

Im Kommissionsvorschlag für den mehrjährigen Finanzrahmen wird die Bekämpfung des 

Klimawandels als Schwerpunktbereich genannt, was mit einer Erhöhung des Gesamtbudgets 

für dieses Programm einhergeht, dessen Ziele im Mittelpunkt der Strategie „EU 2020“ stehen. 

Für ein dauerhaftes Wachstum innerhalb der Union ist eine Aufwertung der Umweltpolitik 

unerlässlich. 

 

Der Verfasser der Stellungnahme unterstützt vollauf das damit verbundene Engagement der 

Kommission zugunsten einer Verbesserung der Synergien zwischen dem LIFE-Programm 

und den kohäsionspolitischen Mitteln, die insbesondere über Pilotinitiativen, eine verstärkte 

mehrjährige Programmplanung oder die Einleitung integrierter Projekte erfolgen soll. 

Allerdings muss nach Ansicht des Verfassers noch näher erläutert werden, wie eine wirksame 

Annäherung zwischen den Programmen, die sich in ihrer Verwaltung stark voneinander 

unterscheiden, erreicht werden soll.  

 

Der Verfasser der Stellungnahme hält es in diesem Zusammenhang für kontraproduktiv, die 

Mehrwertsteuer sowie die Personalkosten aus der Projektfinanzierung herauszunehmen. 

Letztendlich würde sich ein derartiges Vorgehen höchstwahrscheinlich nachteilig auf die 

Ziele einer Vereinfachung und Stärkung der technischen und administrativen Kapazitäten der 

Projektträger auswirken. Ferner hält er es für wichtig, soweit wie möglich an bestimmten 

Grundsätzen, die sich an die Finanzvorschriften der Kohäsionspolitik anlehnen, festzuhalten.  

 

In der Debatte über eine geografische Ausgewogenheit bei der Projektauswahl hat sich der 

Verfasser der Stellungnahme für eine Anhebung des Kofinanzierungssatzes zugunsten einiger 

benachteiligter Regionen mit besonders empfindlichen Ökosystemen ausgesprochen.  

 

Zwar sollen mit dem LIFE-Programm lokale Projekte für die von ihnen ausgehende Dynamik 

belohnt werden, doch können auch integrierte Projekte zu einem höheren Bekanntheitsgrad 

dieses Programms und zur Abstimmung mit den anderen Politikbereichen der Union 

beitragen. Damit alle Mitgliedstaaten umfassend davon profitieren können, ist bei integrierten 

Projekten auf eine bessere geografische Ausgewogenheit zu achten. Mit derartigen 

Maßnahmen könnte die Hebelwirkung des LIFE-Programms deutlich verstärkt werden. Der 

Verfasser der Stellungnahme hat sich daher für eine deutliche Erhöhung der Kofinanzierung 

für diese Projekte eingesetzt und die Berücksichtigung des LIFE-Programms bei der 

Ausarbeitung des gemeinschaftlichen strategischen Rahmens gefordert.  

 

Der Verfasser der Stellungnahme hält es für notwendig, den auf einzelne Meeresräume 

abzielenden Ansatz auszubauen, und hat in diesem Sinne Änderungsanträge vorgelegt, die auf 

eine stärkere Berücksichtigung der Meeresumwelt sowie auf eine Annäherung an die externen 

Politikbereiche der Union abzielen. Er hat daher für die ÜLG, auch vor dem Hintergrund ihrer 

verstärkten Partnerschaft mit der EU und ihrer Zugehörigkeit zu den Mitgliedstaaten, eine 

klare Anerkennung des Projektträgerstatus gefordert. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 7 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7a) Da die negativen Auswirkungen im 

Bereich Umwelt und Klima oftmals durch 

Handlungen in den Nachbarstaaten der 

Union herbeigeführt werden, sollte, um 

die Erfüllung strategischer 

Anforderungen sicherzustellen und eine 

Beeinträchtigung der Umweltqualität zu 

vermeiden, den Regionen an den 

Außengrenzen der Union, den ÜLG sowie 

den Regionen in äußerster Randlage 

besondere Aufmerksamkeit geschenkt 

werden; ferner ist zu berücksichtigen, 

dass die französischen Regionen in 

äußerster Randlage von Natura 2000 

aufgrund der Tatsache ausgeschlossen 

sind, dass in den Richtlinien 92/43/EG 

und 2009/147/EG die Tier- und 

Pflanzenarten und natürlichen 

Lebensräume dieser Regionen weder 

berücksichtigt noch aufgeführt sind; 

Unter Berücksichtigung der „Botschaft 

von La Réunion“ vom Juli 2008 und der 

Schlussfolgerungen des Rates vom 

10. Dezember 2011, in denen die 

Kommission und die Mitgliedstaaten 

darin bestärkt werden, ein gemeinsames 

Vorgehen beim Naturschutz im gesamten 

Gebiet der Union, auch in den Regionen 

in äußerster Randlage und den 

überseeischen Ländern und Gebieten der 

Mitgliedstaaten, zu fördern, sowie der 
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Mitteilung der Kommission „Biologische 

Vielfalt – Lebensversicherung und 

Naturkapital: Eine Biodiversitätsstrategie 

der EU für das Jahr 2020“, in der die 

Kommission zugesagt hat, die BEST-

Initiative (Biodiversity and Ecosystem 

Services in Territories of European 

Overseas) auszuweiten und zu fördern, 

sollte in dieser Verordnung im Rahmen 

des Teilprogramms „Umwelt“ ein 

spezifischer Schwerpunktbereich 

Biodiversität und die Ökodienstleistungen 

in den in Artikel 349 des Vertrags 

genannten Regionen in äußerster 

Randlage festgelegt werden und damit die 

vorbereitende Maßnahme im Rahmen von 

BEST, die 2011 eingeleitet wurde und 

sich als sehr erfolgreich erwiesen hat, 

konsolidiert werden; gemäß Artikel 58 des 

Beschlusses des Rates über die 

Assoziation der überseeischen Länder 

und Gebiete mit der Europäischen 

Gemeinschaft (Übersee-

Assoziationsbeschluss)1 können 

überseeische Länder und Gebiete 

vorbehaltlich der Bestimmungen und 

Ziele der Programme und der 

Regelungen, die für den Mitgliedstaat 

gelten, zu dem sie gehören, an 

Gemeinschaftsprogrammen teilnehmen. 

 _________________ 

 1 ABl. L 314 vom 30.11.2001, S. 1. 

 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Umwelt- und klimapolitische 

Anforderungen sollten in die politischen 

Strategien und Aktivitäten der 

(10) Umwelt- und klimapolitische 

Anforderungen sollten in die politischen 

Strategien und Aktivitäten der 
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Europäischen Union integriert werden. Das 

LIFE-Programm sollte daher andere EU-

Finanzierungsprogramme ergänzen, 

darunter den Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung, den Europäischen 

Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 

Europäischen Garantiefonds für die 

Landwirtschaft, den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums, den Europäischen 

Meeres- und Fischereifonds und 

Horizont 2020. Die Kommission und die 

Mitgliedstaaten sollten diese 

Komplementarität auf allen Ebenen 

gewährleisten. Auf EU-Ebene sollte die 

Komplementarität durch Einrichtung einer 

strukturierten Zusammenarbeit zwischen 

dem LIFE-Programm und den EU-

Finanzierungsprogrammen mit geteilter 

Mittelverwaltung im gemeinsamen 

strategischen Rahmen sichergestellt 

werden, insbesondere um die Finanzierung 

von Aktivitäten zu fördern, die integrierte 

Projekte ergänzen oder die Nutzung von im 

Rahmen des LIFE-Programms 

entwickelten Lösungen, Methoden und 

Konzepten unterstützen. Das LIFE-

Programm sollte auch die Übernahme von 

Ergebnissen der Forschungs- und 

Innovationstätigkeiten in den Bereichen 

Umwelt und Klimaschutz im Rahmen von 

Horizont 2020 unterstützen. In diesem 

Zusammenhang sollte es, um Synergien 

sicherzustellen, 

Kofinanzierungsmöglichkeiten für Projekte 

mit klarem Nutzen für die Umwelt und das 

Klima anbieten. Dabei ist Koordinierung 

erforderlich, um Doppelfinanzierung zu 

vermeiden. 

Europäischen Union integriert werden. Das 

LIFE-Programm sollte daher andere EU-

Finanzierungsprogramme ergänzen, 

darunter den Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung, den Europäischen 

Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 

Europäischen Garantiefonds für die 

Landwirtschaft, den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums, den Europäischen 

Meeres- und Fischereifonds und 

Horizont 2020. Die Kommission und die 

Mitgliedstaaten sollten diese 

Komplementarität auf allen Ebenen 

gewährleisten. Auf EU-Ebene sollte die 

Komplementarität durch Einrichtung einer 

strukturierten Zusammenarbeit zwischen 

dem LIFE-Programm und den EU-

Finanzierungsprogrammen mit geteilter 

Mittelverwaltung im gemeinsamen 

strategischen Rahmen sichergestellt 

werden, insbesondere um die Finanzierung 

von Aktivitäten zu fördern, die integrierte 

Projekte ergänzen oder die Nutzung von im 

Rahmen des LIFE-Programms 

entwickelten Lösungen, Methoden und 

Konzepten unterstützen. Zur 

Gewährleistung der Rechtsklarheit und 

praktischen Umsetzbarkeit von 

integrierten LIFE-Projekten sollte die 

Zusammenarbeit zwischen anderen EU-

Fonds und integrierten Projekten 

ausdrücklich in der Verordnung (EU) Nr. 

…/… [allgemeine Verordnung] 

vorgesehen werden. Zur Aufnahme einer 

frühzeitigen Zusammenarbeit sollten 

Sonderregelungen getroffen werden, 

sodass während der Ausarbeitung von 

Partnerschaftsverträgen sowie von 

operativen Programmen und 

Entwicklungsprogrammen für den 

ländlichen Raum die Vorteile integrierter 

Projekte berücksichtigt werden können. 
Das LIFE-Programm sollte auch die 

Übernahme von Ergebnissen der 

Forschungs- und Innovationstätigkeiten in 

den Bereichen Umwelt und Klimaschutz 

im Rahmen von Horizont 2020 
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unterstützen. In diesem Zusammenhang 

sollte es, um Synergien sicherzustellen, 

Kofinanzierungsmöglichkeiten für Projekte 

mit klarem Nutzen für die Umwelt und das 

Klima anbieten. Dabei ist Koordinierung 

erforderlich, um Doppelfinanzierung zu 

vermeiden. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Unter Umwelt- und 

Gesundheitsaspekten gehört es nach wie 

vor zu den großen Herausforderungen für 

die Europäische Union, den Rückgang der 

Biodiversität aufzuhalten und umzukehren 

und die Ressourceneffizienz zu steigern. 

Zur Bewältigung dieser Herausforderungen 

sind verstärkte Anstrengungen auf EU-

Ebene notwendig, um Lösungen und 

bewährte Verfahren zu finden, die dazu 

beitragen, die Ziele der Mitteilung der 

Kommission „Europa 2020: Eine Strategie 

für intelligentes, nachhaltiges und 

integratives Wachstum“ (nachstehend: 

„Strategie Europa 2020“) zu ereichen. 

Darüber hinaus ist eine verbesserte 

Verwaltungspraxis, insbesondere durch 

Sensibilisierung und Einbeziehung der 

Interessenträger, Grundvoraussetzung für 

die Erreichung von Umweltzielen. Daher 

sollte das Teilprogramm Umwelt die 

folgenden drei Schwerpunktbereiche 

haben: Umwelt und Ressourceneffizienz, 

Biodiversität sowie Verwaltungspraxis und 

Information. Es sollte möglich sein, dass 

vom LIFE-Programm finanzierte Projekte 

zur Erreichung der spezifischen Ziele 

mehrerer dieser Schwerpunktbereiche 

beitragen und dass an ihnen mehrere 

Mitgliedstaaten beteiligt sind. 

(11) Unter Umwelt- und 

Gesundheitsaspekten gehört es nach wie 

vor zu den großen Herausforderungen für 

die Europäische Union, den Rückgang der 

Biodiversität aufzuhalten und umzukehren 

und die Ressourceneffizienz zu steigern. 

Zur Bewältigung dieser Herausforderungen 

sind verstärkte Anstrengungen auf EU-

Ebene notwendig, um Lösungen und 

bewährte Verfahren zu finden, die dazu 

beitragen, die Ziele der Mitteilung der 

Kommission „Europa 2020: Eine Strategie 

für intelligentes, nachhaltiges und 

integratives Wachstum“ (nachstehend: 

„Strategie Europa 2020“) zu ereichen. 

Darüber hinaus ist eine verbesserte 

Verwaltungspraxis, insbesondere durch 

Sensibilisierung und Einbeziehung der 

Interessenträger, Grundvoraussetzung für 

die Erreichung von Umweltzielen. Um 

diese Ziele zu erreichen, sollte die Union 

im Bewusstsein der vorrangigen 

Bedeutung, die der Erhaltung der 

Biodiversität in den Regionen in äußerster 

Randlage zukommt, das freiwillige System 

zur Förderung der Erhaltung und 

nachhaltigen Nutzung von BEST in den 

in Artikel 349 des Vertrags genannten 

Regionen in äußerster Randlage 

festschreiben, für die die 

Rechtsvorschriften der Union im Bereich 

des Naturschutzes (Richtlinien 92/43/EG 
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und 2009/147/EG) nicht gelten, und sich 

damit auf die Erfahrungen stützen, die 

dank der Naturschutzpolitik der Union, 

insbesondere Natura 2000, gewonnen 

wurden. Daher sollte das Teilprogramm 

Umwelt die folgenden vier 

Schwerpunktbereiche haben: Umwelt und 

Ressourceneffizienz, Biodiversität, 

Verwaltungspraxis und Information im 

Umweltbereich sowie BEST in den 

Regionen in äußerster Randlage. Es sollte 

möglich sein, dass vom LIFE-Programm 

finanzierte Projekte zur Erreichung der 

spezifischen Ziele mehrerer dieser 

Schwerpunktbereiche beitragen und dass 

an ihnen mehrere Mitgliedstaaten beteiligt 

sind. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) In der Mitteilung der Kommission an 

das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen „Lebensversicherung und 

Naturkapital: Eine Biodiversitätsstrategie 

der EU für das Jahr 2020“ (nachstehend: 

„EU-Biodiversitätsstrategie bis 2020“) 

wurden Ziele zur Eindämmung und zur 

Umkehr des Verlusts an Biodiversität 

festgelegt. Zu diesen Zielen gehören unter 

anderem die vollständige Umsetzung der 

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 

21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 

Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen und der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 30. November 2009 

über die Erhaltung der wildlebenden 

Vogelarten sowie die Erhaltung und 

Wiederherstellung der Ökosysteme und 

ihrer Dienstleistungen. Das LIFE-

(13) In der Mitteilung der Kommission an 

das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen „Lebensversicherung und 

Naturkapital: Eine Biodiversitätsstrategie 

der EU für das Jahr 2020“ (nachstehend: 

„EU-Biodiversitätsstrategie bis 2020“) 

wurden Ziele zur Eindämmung und zur 

Umkehr des Verlusts an Biodiversität 

festgelegt. Zu diesen Zielen gehören unter 

anderem die vollständige Umsetzung der 

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 

21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 

Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen und der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 30. November 2009 

über die Erhaltung der wildlebenden 

Vogelarten sowie die Erhaltung und 

Wiederherstellung der Ökosysteme und 

ihrer Dienstleistungen. Das LIFE-
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Programm sollte zur Erreichung dieser 

Ziele beitragen. Daher sollte sich der 

Schwerpunktbereich Biodiversität auf die 

Durchführung und Verwaltung des mit der 

Richtlinie 92/43/EWG eingerichteten 

Natura-2000-Netzes, insbesondere in 

Bezug auf die prioritären Aktionsrahmen 

gemäß Artikel 8 der Richtlinie, auf die 

Entwicklung und Verbreitung bewährter 

Verfahren im Zusammenhang mit der 

Biodiversität, auf die Richtlinien 

2009/147/EG und 92/43/EWG sowie auf 

die in der EU-Biodiversitätsstrategie bis 

2020 aufgezeigten breiteren 

Biodiversitätsherausforderungen 

konzentrieren. 

Programm sollte zur Erreichung dieser 

Ziele beitragen. Daher sollte sich der 

Schwerpunktbereich Biodiversität auf die 

Durchführung und Verwaltung des mit der 

Richtlinie 92/43/EWG eingerichteten 

Natura-2000-Netzes, insbesondere in 

Bezug auf die prioritären Aktionsrahmen 

gemäß Artikel 8 der Richtlinie, auf die 

Entwicklung und Verbreitung bewährter 

Verfahren im Zusammenhang mit der 

Biodiversität, auf die Richtlinien 

2009/147/EG und 92/43/EWG sowie auf 

die in der EU-Biodiversitätsstrategie bis 

2020 aufgezeigten breiteren 

Biodiversitätsherausforderungen 

konzentrieren. Der LIFE-Beitrag zum 

jährlichen Finanzierungsbedarf für das 

Natura-2000-Netz sollte im 

Zusammenhang mit den gesicherten 

Ausgaben für Biodiversität anderer 

Unionsfonds gesehen und bestimmt 

werden. In seiner Entschließung vom 

20. April 2012 zum Thema 

„Lebensversicherung und Naturkapital: 

Eine Biodiversitätsstrategie der EU für 

das Jahr 2020“ rief das Europäische 

Parlament die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, zu gewährleisten, 

dass mindestens 5 800 Mio. EUR pro Jahr 

durch EU- und Mitgliedstaaten-

Finanzmittel bereitgestellt werden und 

dass durch EU-Fonds ausreichend Mittel 

verfügbar gemacht werden (zum Beispiel 

GAP-Mittel, Europäischer Meeres- und 

Fischereifonds, Kohäsionsfonds und ein 

gestärkter LIFE+-Fonds), was zu einer 

besseren Koordination und Kohärenz u. a. 

durch das Konzept der integrierten 

Projekte zwischen diesen Fonds sowie 

einer verbesserten Transparenz in den 

verschiedenen Regionen beiträgt, die 

Finanzmittel der Union erhalten. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (14a) Für eine optimale Nutzung der 

Mittel aus dem LIFE-Programm müssen 

die Synergien zwischen den Zielen des 

Biodiversitätsschutzes und 

Klimaschutzmaßnahmen insbesondere 

durch die Förderung von Projekten zur 

Aufwertung der örtlichen Ökosysteme 

gestärkt werden. 

 

Änderungsantrag6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Der Schwerpunktbereich Klimaschutz 

sollte zur Gestaltung und Umsetzung der 

Klimapolitik und des Klimarechts der EU 

beitragen, insbesondere im Hinblick auf 

Treibhausgasüberwachung und -

berichterstattung, Landnutzungsstrategien, 

Veränderung der Landnutzung und 

Forstwirtschaft, Emissionshandelssystem, 

die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur 

Reduzierung der 

Treibhausgasemissionen, CO2-

Abscheidung und -Speicherung, 

erneuerbare Energien, Energieeffizienz, 

Verkehr und Kraftstoffe, Schutz der 

Ozonschicht und fluorierte Gase. 

(16) Der Schwerpunktbereich Klimaschutz 

sollte zur Gestaltung und Umsetzung der 

Klimapolitik und des Klimarechts der EU 

beitragen, insbesondere durch die 

Förderung von Synergien mit anderen 

Umweltzielen, beispielsweise dem der 

Biodiversität, in den Bereichen 
Treibhausgasüberwachung und -

berichterstattung, Landnutzung, 

Veränderung der Landnutzung und 

Forstwirtschaft, Erhaltung natürlicher 

Kohlenstoffsenken, auf den Schutz der 

Ökosysteme ausgerichtete Ansätze bei der 

Entwicklung erneuerbarer Energien, 

Energieeffizienz, Verkehr und Kraftstoffe, 

Schutz der Ozonschicht und fluorierte 

Gase. 

Begründung 

Die Bewirtschaftung und Verwertung von Abfällen ist eine wichtige Aufgabe der lokalen und 

regionalen Gebietskörperschaften. Das nachhaltige Management dieser Tätigkeit muss 

gefördert werden. 
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Änderungsantrag7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Die ersten Auswirkungen des 

Klimawandels, wie extreme 

Witterungsbedingungen, die zu 

Überschwemmungen und Trockenheiten 

führen, sowie steigende Temperaturen und 

Meeresspiegel, machen sich bereits in 

Europa und weltweit bemerkbar. Der 

Schwerpunktbereich Anpassung an den 

Klimawandel sollte daher dazu beitragen, 

dass die Bevölkerung, die Wirtschaft und 

die Regionen sich an solche Auswirkungen 

anpassen können, um durch spezifische 

Anpassungsmaßnahmen und -strategien die 

Widerstandsfähigkeit der Europäischen 

Union zu steigern. Maßnahmen auf diesem 

Gebiet sollten Maßnahmen ergänzen, die 

für eine Finanzierung im Rahmen des 

Finanzierungsinstruments für den 

Katastrophenschutz in Betracht kommen. 

(17) Die ersten Auswirkungen des 

Klimawandels, wie extreme 

Witterungsbedingungen, die zu 

Überschwemmungen und Trockenheiten 

führen, sowie steigende Temperaturen und 

Meeresspiegel, machen sich bereits in 

Europa und weltweit bemerkbar. Der 

Schwerpunktbereich Anpassung an den 

Klimawandel sollte daher dazu beitragen, 

dass die Bevölkerung, die Wirtschaft und 

die Regionen sich an solche Auswirkungen 

anpassen können, um durch spezifische 

Anpassungsmaßnahmen und -strategien die 

Widerstandsfähigkeit der Umwelt zu 

steigern. Maßnahmen auf diesem Gebiet 

sollten Maßnahmen ergänzen, die für eine 

Finanzierung im Rahmen des 

Finanzierungsinstruments für den 

Katastrophenschutz in Betracht kommen, 

und ihr Schwerpunkt sollte auf Ansätzen 

auf der Grundlage der Ökosysteme liegen 

und dabei kosteneffiziente zusätzliche 

Vorteile in Verbindung mit anderen 

Umweltzielen unterstützen. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Um die Umsetzung der Umwelt- und 

Klimapolitik zu verbessern und die 

Integration der Umwelt- und Klimaziele in 

andere Politikbereiche zu stärken, sollte 

das LIFE-Programm Projekte unterstützen, 

die integrierte Konzepte zur Umsetzung 

der Umwelt-/Klimapolitik und des 

Umwelt-/Klimarechts fördern. Beim 

(21) Um die Umsetzung der Umwelt- und 

Klimapolitik zu verbessern und die 

Integration der Umwelt- und Klimaziele in 

andere Politikbereiche zu stärken, sollte 

das LIFE-Programm Projekte unterstützen, 

die integrierte Konzepte zur Umsetzung 

der Umwelt-/Klimapolitik und des 

Umwelt-/Klimarechts fördern. Beim 
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Teilprogramm Umwelt sollten sich diese 

Projekte hauptsächlich auf die Umsetzung 

der EU-Biodiversitätsstrategie bis 2020 - 

wobei besonderes Augenmerk auf die 

wirksame Verwaltung und Konsolidierung 

des mit der Richtlinie 92/43/EWG des 

Rates eingerichteten Natura-2000-Netzes 

durch Umsetzung der prioritären 

Aktionsrahmen gemäß Artikel 8 der 

Richtlinie zu richten ist -, der Richtlinie 

2000/60/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur 

Schaffung eines Ordnungsrahmens für 

Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 

der Wasserpolitik sowie der 

Rechtsvorschriften über Abfall und Luft 

konzentrieren. Im Mittelpunkt dieser 

Projekte werden zwar die festgelegten 

Themen stehen, doch sie werden 

Mehrzweck-Durchführungsmechanismen 

sein (die z. B. auf Umweltvorteile und 

Kapazitätenaufbau ausgerichtet sind), mit 

denen Ergebnisse in anderen 

Politikbereichen insbesondere in Bezug auf 

die Richtlinie 2008/56/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Meeresumwelt (Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie) erzielt werden können. 

Diese Arten von Projekten könnten in 

anderen Umweltbereichen ins Auge gefasst 

werden. Beim Teilprogramm Klimapolitik 

sollten diese Projekte insbesondere 

Strategien und Aktionspläne für den 

Klimaschutz und die Anpassung an den 

Klimawandel betreffen. Mit derartigen 

Projekten sollte nur eine Reihe spezifischer 

Aktivitäten und Maßnahmen unterstützt 

werden, während andere Aktivitäten, die 

die im Projekt enthaltenen ergänzen, aus 

anderen EU-Finanzierungsprogrammen 

sowie durch Mittel aus nationalen, 

regionalen und privatwirtschaftlichen 

Quellen finanziert werden sollten. Bei der 

Finanzierung durch das LIFE-Programm 

sollten Synergien genutzt und die 

Teilprogramm Umwelt sollten sich diese 

Projekte hauptsächlich auf die Umsetzung 

der EU-Biodiversitätsstrategie bis 2020 - 

wobei besonderes Augenmerk auf die 

wirksame Verwaltung und Konsolidierung 

des mit der Richtlinie 92/43/EWG des 

Rates eingerichteten Natura-2000-Netzes 

durch Umsetzung der prioritären 

Aktionsrahmen gemäß Artikel 8 der 

Richtlinie zu richten ist -, der Richtlinie 

2000/60/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur 

Schaffung eines Ordnungsrahmens für 

Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 

der Wasserpolitik sowie der 

Rechtsvorschriften über Abfall und Luft 

konzentrieren. Im Mittelpunkt dieser 

Projekte werden zwar die festgelegten 

Themen stehen, doch sie werden 

Mehrzweck-Durchführungsmechanismen 

sein (die z. B. auf Umweltvorteile und 

Kapazitätenaufbau ausgerichtet sind), mit 

denen Ergebnisse in anderen 

Politikbereichen insbesondere in Bezug auf 

die Richtlinie 2008/56/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der 

Meeresumwelt (Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie) erzielt werden können. 

Diese Arten von Projekten könnten in 

anderen Umweltbereichen ins Auge gefasst 

werden. Beim Teilprogramm Klimapolitik 

sollten diese Projekte insbesondere 

Strategien und Aktionspläne für den 

Klimaschutz und die Anpassung an den 

Klimawandel betreffen. Mit derartigen 

Projekten sollte nur eine Reihe spezifischer 

Aktivitäten und Maßnahmen unterstützt 

werden, während andere Aktivitäten, die 

die im Projekt enthaltenen ergänzen, aus 

anderen EU-Finanzierungsprogrammen 

sowie durch Mittel aus nationalen, 

regionalen und privatwirtschaftlichen 

Quellen finanziert werden sollten. Bei der 

Finanzierung durch das LIFE-Programm 

sollten Synergien genutzt und die 
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Kohärenz mit anderen EU-

Finanzierungsquellen durch eine 

strategische Ausrichtung auf Umwelt- und 

Klimapolitik sichergestellt werden. 

Kohärenz mit anderen EU-

Finanzierungsquellen durch eine 

strategische Ausrichtung auf Umwelt- und 

Klimapolitik sichergestellt werden. 

Integrierten Projekten werden durch die 

Stärkung ihrer Belastbarkeit für umwelt- 

oder klimabezogene Ausgaben andere 

Mittel zugute kommen. In Anbetracht der 

Neuheit und der mangelnden Erfahrung 

mit dem Konzept „Integriertes Projekt“ 

sollten Interessenträger nötigenfalls 

durch eine Erhöhung der 

Kofinanzierungssätze und technischen 

Beistand für die Vorbereitungsphase 

unterstützt werden. Zusätzlich sollte die 

Antragsphase durch ein zweistufiges 

Auswahlverfahren erleichtert werden. Der 

Informationsaustausch über erfolgreiche 

integrierte Konzepte ist unter 

Einbeziehung aller relevanten 

Verwaltungssektoren und 

Interessenträger zu erleichtern. Gestützt 

auf die Erfahrung der ersten 

Programmplanungsjahre sollten die 

Faktoren untersucht werden, die für den 

reibungslosen Ablauf und den Erfolg der 

integrierten Projekte bestimmend waren. 

Gestützt auf diese Untersuchungen und 

abhängig von den verfügbaren 

Finanzmitteln könnte der 

Anwendungsbereich der integrierten 

Projekte um zusätzliche Bereiche 

erweitert werden. 

 

Änderungsantrag9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21b) Damit integrierte Projekte 

erfolgreich durchgeführt werden können, 

bedarf es einer engen Zusammenarbeit 

zwischen den nationalen, regionalen und 

lokalen Behörden und den 

nichtstaatlichen Akteuren, die in die 
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Zielsetzungen im Rahmen des LIFE-

Programms einbezogen sind. In diesem 

Zusammenhang sollten die Grundsätze 

der Transparenz und der Offenlegung der 

Beschlüsse zur Entwicklung, 

Durchführung, Bewertung und 

Überwachung der Projekte eingehalten 

werden. 

 

Änderungsantrag10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (26a) Der MwSt-Ausgleich ist wichtig, um 

zu gewährleisten, dass es Organisationen, 

die über begrenztere finanzielle Mittel 

verfügen, wie NRO und lokalen und 

regionalen Einrichtungen, möglich ist, 

LIFE-Projekte durchzuführen. 

 

Änderungsantrag11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 30 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(30) Um eine optimale Verwendung der 

EU-Mittel zu gewährleisten und den 

europäischen Mehrwert sicherzustellen, 

sollte der Kommission die Befugnis zum 

Erlass von Rechtsakten gemäß Artikel 290 

des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union übertragen werden, 

die die Förderkriterien für die 

Projektauswahl, die Kriterien für die 

Anwendung der geografischen 

Ausgewogenheit auf integrierte Projekte 

sowie die Leistungsindikatoren für 

spezifische thematische Prioritäten 

betreffen. Insbesondere sollte die 

Kommission bei ihren vorbereitenden 

Arbeiten angemessene Konsultationen, 

(30) Um eine optimale Verwendung der 

EU-Mittel zu gewährleisten und den 

europäischen Mehrwert sicherzustellen, 

sollte der Kommission die Befugnis zum 

Erlass von Rechtsakten gemäß Artikel 290 

des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union übertragen werden, 

die die Förderkriterien für die 

Projektauswahl, die Kriterien für die 

Anwendung der geografischen 

Ausgewogenheit auf integrierte Projekte 

sowie die Leistungsindikatoren für 

spezifische thematische Prioritäten 

betreffen. Insbesondere sollte die 

Kommission bei ihren vorbereitenden 

Arbeiten angemessene Konsultationen, 
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auch von Sachverständigen, durchführen. 

Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung 

delegierter Rechtsakte sollte die 

Kommission eine gleichzeitige, zügige und 

ordnungsgemäße Weiterleitung der 

einschlägigen Dokumente an das 

Europäische Parlament und den Rat 

gewährleisten. 

auch von Sachverständigen und lokalen 

und regionalen Gebietskörperschaften, 

durchführen. Bei der Vorbereitung und 

Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte 

die Kommission eine gleichzeitige, zügige 

und ordnungsgemäße Weiterleitung der 

einschlägigen Dokumente an das 

Europäische Parlament und den Rat 

gewährleisten. Delegierte Rechtsakte 

jedoch sollten nur, wenn dies angebracht 

ist, und unter Wahrung des Rechts des 

Europäischen Parlaments, Einwände 

gegen die von der Kommission erlassenen 

Maßnahmen zu erheben, erlassen werden. 

Begründung 

Die lokalen Gebietskörperschaften müssen besser in den Komitologieprozess eingebunden 

werden. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) „Pilotprojekte“: Projekte, bei denen 

eine bislang nicht angewendete oder 

erprobte Technik oder Methode 

angewendet wird, oder Projekte, die 

gegenüber den derzeitigen bewährten 

Verfahren potenzielle Umwelt- oder 

Klimavorteile bieten; 

(a) „Pilotprojekte“: Projekte, bei denen 

eine bislang nicht angewendete oder 

erprobte Technik oder Methode 

angewendet wird, oder Projekte, die 

gegenüber den derzeitigen bewährten 

Verfahren potenzielle Umwelt- oder 

Klimavorteile bieten und später in 

größerem Umfang auf ähnliche 

Situationen angewendet werden können; 

Begründung 

Projekte, die künftig für ähnliche Situationen in einem größeren Maßstab genutzt werden 

können; Die Ergebnisse von Pilotprojekten können für andere lokale und regionale 

Gebietskörperschaften beziehungsweise für Vorhaben der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit zum Vorbild werden. 
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Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) „integrierte Projekte“: Projekte, mit 

denen Umwelt- oder Klimastrategien oder 

–aktionspläne, die in spezifischen umwelt- 

oder klimapolitischen Rechtsvorschriften 

der EU vorgeschrieben sind, sich aus 

anderen Rechtakten der EU ergeben oder 

von den Mitgliedstaaten entwickelt 

werden, auf nachhaltige Weise in einem 

großen räumlichen Maßstab (insbesondere 

auf regionaler, multiregionaler oder 

nationaler Ebene) umgesetzt werden; 

(d) „integrierte Projekte“: Projekte, mit 

denen Umwelt- oder Klimastrategien oder -

aktionspläne, die in spezifischen umwelt- 

oder klimapolitischen Rechtsvorschriften 

der EU vorgeschrieben sind, sich aus 

anderen Rechtakten der EU ergeben oder 

von den Mitgliedstaaten oder den 

Regionen entwickelt werden und 

gegebenenfalls die Förderung, 

Koordinierung und Mobilisierung 

zusätzlicher Finanzierungsquellen aus 

Unionsmitteln, nationalen Mitteln und 

privaten Mitteln für Umwelt- oder 

Klimaziele und für größere 

Umsetzungsherausforderungen in 

internen oder externen Politikbereichen 

ermöglichen, auf nachhaltige Weise in 

einem großen räumlichen Maßstab 

(insbesondere auf regionaler, 

multiregionaler, nationaler oder 

transnationaler Ebene) umgesetzt werden; 

Begründung 

Die Koordinierung kann nicht hoch genug gewürdigt werden. Es ist hervorzuheben, dass in 

allen Politikbereichen der EU Koordinierungsbemühungen unternommen werden müssen und 

insbesondere in der Außenpolitik, die eine Einbindung der bereits über die 

Kooperationspolitik assoziierten Nachbarländer in die Bewirtschaftung der regionalen 

Meeresräume ermöglichen muss. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) „Projekte der technischen Hilfe“: 

Projekte, mit denen die Ausarbeitung 

integrierter Projekte gemäß Buchstabe d 

(e) „Projekte der technischen Hilfe“: 

Projekte, mit denen die Mitgliedstaaten 

und die regionalen Behörden bei der 
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unterstützt wird; Ausarbeitung integrierter Projekte gemäß 

Buchstabe d unterstützt werden; 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Im Rahmen ihrer jeweiligen 

Zuständigkeiten sorgen die Kommission 

und die Mitgliedstaaten für die 

Koordinierung zwischen dem LIFE-

Programm und dem Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung, dem 

Europäischen Sozialfonds, dem 

Kohäsionsfonds, dem Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums sowie dem 

Europäischen Meeres- und Fischereifonds, 

um - insbesondere im Kontext integrierter 

Projekte gemäß Artikel 18 Absatz d - 

Synergien zu schaffen und die Anwendung 

von im Rahmen des LIFE-Programms 

entwickelten Lösungen, Methoden und 

Konzepten zu fördern. Auf EU-Ebene 

erfolgt eine Koordinierung über den 

gemeinsamen strategischen Rahmen gemäß 

Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. … 

(Verordnung über den gemeinsamen 

strategischen Rahmen).. 

3. Im Rahmen ihrer jeweiligen 

Zuständigkeiten sorgen die Kommission 

und die Mitgliedstaaten aktiv und in 

abgestimmter Weise für die Koordinierung 

zwischen dem LIFE-Programm und dem 

Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung, dem Europäischen 

Sozialfonds, dem Kohäsionsfonds, dem 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums sowie 

dem Europäischen Meeres- und 

Fischereifonds, um – insbesondere im 

Kontext integrierter Projekte gemäß 

Artikel 18 Buchstabe d, die im Rahmen 

von lokalen Entwicklungsstrategien im 

Sinne der Artikel 28 und 29 der 

Verordnung (EU) Nr. ... (Verordnung mit 

gemeinsamen Bestimmungen) von 

lokalen Interessenträgern als lokale 

Entwicklungsprojekte durchgeführt 

werden, – Synergien zu schaffen und 

Verfahren zu harmonisieren sowie die 

Anwendung von im Rahmen des LIFE-

Programms entwickelten Lösungen, 

Methoden und Konzepten zu fördern. Auf 

EU-Ebene erfolgt eine Koordinierung über 

den gemeinsamen strategischen Rahmen 

gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 

… (Verordnung mit allgemeinen 

Bestimmungen). Die Mitgliedstaaten 

müssen in ihren in Artikel 14 der 

Verordnung (EU) Nr. XXX/xxx 

(Verordnung mit allgemeinen 

Bestimmungen) vorgesehenen 

Partnerschaftsabkommen die 

Mechanismen auf nationaler und 

regionaler Ebene benennen, mit denen 
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die Koordinierung zwischen dem LIFE-

Programm und den übrigen in der 

Verordnung (EU) Nr. XXX/xxx 

(Verordnung mit allgemeinen 

Bestimmungen) aufgeführten Mitteln 

sichergestellt wird. 

Begründung 

Durch eine rechtzeitige Berücksichtigung der integrierten Projekte und der übrigen Mittel im 

Rahmen des in den Artikeln 28 und 29 der Verordnung mit allgemeinen Bestimmungen 

vorgeschlagenen integrierten Ansatzes könnten die Synergien zwischen der Verwirklichung 

der Zielsetzungen aus dem LIFE-Programm und den regionalen Entwicklungsstrategien 

optimal genutzt werden. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Mit der technischen Unterstützung für 

die Projekte muss eine finanzielle 

Unterstützung durch Beihilfen verbunden 

sein, mit denen die Bewerber bei der 

Ausarbeitung integrierter Projekte 

unterstützt werden und insbesondere 

gewährleistet wird, dass diese Projekte 

den technischen, finanziellen und 

terminlichen Anforderungen des LIFE-

Programms und der unter Absatz 3 

genannten Programme gerecht werden. 

Begründung 

Für eine wirksame Durchführung integrierter Projekte im gesamten europäischen Raum 

bedarf es einer geeigneten technischen Unterstützung insbesondere in den Regionen, deren 

Verwaltungsstrukturen mit dieser Projektform wenig vertraut sind. 

 



 

AD\909161DE.doc 19/29 PE489.549v02-00 

 DE 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Mindestens 50 % der Haushaltsmittel für 

über maßnahmenbezogene Zuschüsse im 

Rahmen des Teilprogramms „Umwelt“ 

unterstützte Projekte werden für Projekte 

zur Erhaltung der Natur und der 

Biodiversität eingesetzt. 

2. Mindestens 75 % der Haushaltsmittel für 

über maßnahmenbezogene Zuschüsse im 

Rahmen des Teilprogramms „Umwelt“ 

unterstützte Projekte werden für Projekte 

zur Erhaltung der Natur und der 

Biodiversität eingesetzt. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Förderung der Anwendung, 

Entwicklung, Erprobung und 

Demonstration von integrierten Konzepten 

für die Durchführung von Plänen und 

Programmen gemäß der Umweltpolitik und 

dem Umweltrecht der EU, in erster Linie in 

den Bereichen Wasser, Abfall und Luft; 

(b) Förderung der Anwendung, 

Entwicklung, Erprobung und 

Demonstration von integrierten Konzepten 

für die Durchführung von Plänen und 

Programmen gemäß der Umweltpolitik und 

dem Umweltrecht der EU, in erster Linie in 

den Bereichen Wasser, Meeresumwelt, 

Böden, Abfall und Luft; 

Begründung 

Durch eine stärkere Berücksichtigung der Meeresräume kann im Sinne der Integrierten 

Meerespolitik eine umfassendere Strategie angeregt werden. Darüber hinaus ist es in 

zahlreichen Regionen unbedingt erforderlich, gegen die Bodenverschmutzung vorzugehen, die 

in engem Zusammenhang mit dem Wasserschutz und der Abfallvermeidung steht. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Verbesserung der Wissensgrundlage für 

die Entwicklung, Bewertung, 

(c) Verbesserung der Wissensgrundlage für 

die Entwicklung, Umsetzung, Bewertung, 
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Überwachung und Evaluierung der 

Umweltpolitik und des Umweltrechts der 

EU sowie der Wissensgrundlage für die 

Bewertung und Überwachung der 

Faktoren, Belastungen und Reaktionen, die 

sich auf die Umwelt innerhalb und 

außerhalb der Europäischen Union 

auswirken. 

Überwachung und Evaluierung der 

Umweltpolitik und des Umweltrechts der 

EU sowie der Wissensgrundlage für die 

Bewertung und Überwachung der 

Faktoren, Belastungen und Reaktionen, die 

sich auf die Umwelt innerhalb und 

außerhalb der Europäischen Union 

auswirken. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Verbesserung der Wissensgrundlage für 

die Entwicklung, Bewertung, 

Überwachung und Evaluierung der 

Biodiversitätspolitik und des 

Biodiversitätsrechts der EU sowie der 

Wissensgrundlage für die Bewertung und 

Überwachung der Faktoren, Belastungen 

und Reaktionen, die sich auf die 

Biodiversität innerhalb und außerhalb der 

Europäischen Union auswirken. 

(c) Verbesserung der Wissensgrundlage für 

die Entwicklung, Umsetzung, Bewertung, 

Überwachung und Evaluierung der 

Biodiversitätspolitik und des 

Biodiversitätsrechts der EU sowie der 

Wissensgrundlage für die Bewertung und 

Überwachung der Faktoren, Belastungen 

und Reaktionen, die sich auf die 

Biodiversität innerhalb und außerhalb der 

Europäischen Union auswirken. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Förderung der Kommunikation, des 

Managements und der Verbreitung von 

Informationen im Umweltbereich und 

Erleichterung der Weitergabe von Wissen 

über erfolgreiche Umweltlösungen und –

praktiken, auch durch Schaffung von 

Kooperationsplattformen für 

Interessenträger, und Schulungen; 

(b) Förderung der Kommunikation, des 

Managements und der Verbreitung von 

Informationen im Umweltbereich und 

Erleichterung der Weitergabe von Wissen 

über erfolgreiche Umweltlösungen und -

praktiken, auch durch Schaffung von 

Kooperationsplattformen für 

Interessenträger, und Schulungen, die sich 

an alle Alters- und Gesellschaftsgruppen 

richten; 

 



 

AD\909161DE.doc 21/29 PE489.549v02-00 

 DE 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Förderung der Kommunikation, des 

Managements und der Verbreitung von 

Informationen im Umweltbereich und 

Erleichterung der Weitergabe von Wissen 

über erfolgreiche Umweltlösungen und –

praktiken, auch durch Schaffung von 

Kooperationsplattformen für 

Interessenträger, und Schulungen; 

(b) Förderung der Kommunikation, des 

Managements und der Verbreitung von 

Informationen im Umweltbereich und 

Erleichterung der Weitergabe von Wissen 

über erfolgreiche Umweltlösungen und -

praktiken, auch durch Schaffung von 

Kooperationsplattformen für 

Interessenträger, und Schulungen, die sich 

an alle Alters- und Gesellschaftsgruppen 

richten; 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Beitrag zur Durchführung und 

Weiterentwicklung der EU-Politik und des 

EU-Rechts im Klimaschutzbereich – 

einschließlich eines Mainstreamings über 

alle Politikbereiche -, insbesondere durch 

Entwicklung, Erprobung und 

Demonstration von Politik- oder 

Managementkonzepten, bewährten 

Verfahren und Lösungen für den 

Klimaschutz; 

(a) Beitrag zur Durchführung und 

Weiterentwicklung der EU-Politik und des 

EU-Rechts im Klimaschutzbereich – 

einschließlich eines Mainstreamings über 

alle Politikbereiche –, insbesondere durch 

die Förderung von Synergien mit anderen 

Umweltzielen, beispielsweise dem der 

Biodiversität, und durch Entwicklung, 

Erprobung und Demonstration von Politik- 

oder Managementkonzepten, bewährten 

Verfahren und Lösungen für den 

Klimaschutz; 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Beitrag zur Durchführung und (a) Beitrag zur Durchführung und 
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Weiterentwicklung der EU-Politik und des 

EU-Rechts in Bezug auf die Anpassung an 

den Klimawandel – einschließlich eines 

Mainstreamings über alle Politikbereiche -, 

insbesondere durch Entwicklung, 

Erprobung und Demonstration von Politik- 

oder Managementkonzepten, bewährten 

Verfahren und Lösungen für die 

Anpassung an den Klimawandel; 

Weiterentwicklung der EU-Politik und des 

EU-Rechts in Bezug auf die Anpassung an 

den Klimawandel – einschließlich eines 

Mainstreamings über alle Politikbereiche –, 

insbesondere durch die Förderung von 

Synergien mit anderen Umweltzielen, 

beispielsweise dem der Biodiversität, und 

durch Entwicklung, Erprobung und 

Demonstration von auf den Ökosystemen 

aufbauenden Politik- oder 

Managementkonzepten, bewährten 

Verfahren und Lösungen für die 

Anpassung an den Klimawandel; 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Verbesserung der Wissensgrundlage für 

die Entwicklung, Bewertung, 

Überwachung, Evaluierung und 

Durchführung effektiver 

Anpassungsaktionen und -maßnahmen und 

Ausbau der Kapazitäten für die praktische 

Anwendung dieser Kenntnisse; 

(b) Verbesserung der Wissensgrundlage für 

die Entwicklung, Bewertung, 

Überwachung, Evaluierung und 

Durchführung effektiver auf den 

Ökosystemen aufbauender 
Anpassungsaktionen und -maßnahmen und 

Ausbau der Kapazitäten für die praktische 

Anwendung dieser Kenntnisse; 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Erleichterung der Entwicklung und 

Durchführung integrierter Konzepte, 

beispielsweise für Anpassungsstrategien 

und –aktionspläne, auf lokaler, regionaler 

oder nationaler Ebene; 

(c) Erleichterung der Entwicklung und 

Durchführung auf den Ökosystemen 

aufbauender integrierter Konzepte, 

beispielsweise für Anpassungsstrategien 

und –aktionspläne, auf lokaler, regionaler 

oder nationaler Ebene; 
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Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Beitrag zur Entwicklung und 

Demonstration innovativer 

Anpassungstechnologien, -systeme, -

methoden und –instrumente, die sich für 

eine Wiederholung, Übertragung oder ein 

Mainstreaming eignen. 

(d) Beitrag zur Entwicklung und 

Demonstration innovativer 

Anpassungstechnologien, -systeme, -

methoden und -instrumente, die sich für 

eine Wiederholung, Übertragung oder ein 

Mainstreaming eignen und auf 

ökosystembasierte Ansätze ausgerichtet 

sind. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Förderung der Kommunikation, des 

Managements und der Verbreitung von 

Informationen im Klimabereich und 

Erleichterung der Wissensweitergabe über 

erfolgreiche Klimalösungen und –

praktiken, auch durch Schaffung von 

Kooperationsplattformen für 

Interessenträger, und Schulungen; 

(b) Förderung der Kommunikation, des 

Managements und der Verbreitung von 

Informationen im Klimabereich und 

Erleichterung der Wissensweitergabe über 

erfolgreiche Klimalösungen und -

praktiken, auch durch Schaffung von 

Kooperationsplattformen für 

Interessenträger, und Schulungen, die sich 

an alle Alters- und Gesellschaftsgruppen 

richten; 

Begründung 

Die Einbindung der Bürger, unabhängig von Alter und Bildung, trägt zu einem höheren 

Bekanntheitsgrad dieses Programms bei und führt zu einer vermehrten Beteiligung der 

Bürger bei seinen Maßnahmen. 
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Änderungsantrag29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Mindestens 78 % der Haushaltsmittel 

des LIFE-Programms müssen für 

Finanzinstrumente und für 

Projektzuschüsse veranschlagt werden. 

Begründung 

Die Projektfinanzierung als Hauptaufgabe des LIFE-Programms muss mit Hilfe einer 

minimalen Zweckbindung der Maßnahmen zur Umsetzung der in Artikel 18 genannten 

Maßnahmen konsolidiert werden. 

 

Änderungsantrag30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) integrierte Projekte in erster Linie in 

den Bereichen Natur, Wasser, Abfall, Luft 

sowie Klimaschutz und Anpassung an den 

Klimawandel; 

(d) integrierte Projekte in erster Linie in 

den Bereichen Natur, Wasser, 

Meeresumwelt, Böden, Abfall, Luft sowie 

Klimaschutz und Anpassung an den 

Klimawandel; 

Begründung 

Idem AM 13. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) sie müssen politisch neutral sein 
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Begründung 

Es sollte nicht der Verdacht einer politischen Subventionierung durch LIFE Mittel entstehen. 

 

Änderungsantrag32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Integrierte Projekte gemäß Artikel 18 

Buchstabe d beziehen gegebenenfalls 

Interessenträger ein und fördern soweit 

möglich die Mobilisierung anderer EU-

Finanzierungsquellen und die 

Koordinierung mit diesen. 

3. Integrierte Projekte gemäß Artikel 18 

Buchstabe d sind für Interessenträger 

zugänglich und beziehen diese 

gegebenenfalls ein und fördern die 

Mobilisierung anderer EU-

Finanzierungsquellen und die 

Koordinierung mit diesen. 

 

Änderungsantrag33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der Kofinanzierungshöchstsatz für 

Projekte gemäß Artikel 18 beträgt 70 % der 

zuschussfähigen Kosten. Der 

Kofinanzierungshöchstsatz für Projekte 

gemäß Artikel 18 Buchstaben d und f 

beträgt ausnahmsweise 80 % der 

zuschussfähigen Kosten. 

1. Der Kofinanzierungshöchstsatz für 

Projekte gemäß Artikel 18 beträgt 50 % der 

zuschussfähigen Kosten. Ausnahmsweise 

gilt Folgendes: 

 – Der Kofinanzierungshöchstsatz für 

Projekte gemäß Artikel 18 Buchstaben d 

und f beträgt 75  % der zuschussfähigen 

Kosten. 

 – In den in Artikel 349 AEUV genannten 

Regionen in äußerster Randlage sowie in 

Insel- und Bergregionen und in den 

nördlichsten Regionen mit sehr geringer 

Bevölkerungsdichte im Sinne von 

Artikel 174 AEUV beträgt der 

Kofinanzierungshöchstsatz für Projekte 

gemäß Artikel 18 Buchstaben a, b, c, e, f, 
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g und h 60 % und für Projekte gemäß 

Artikel 12 Buchstabe a 85 %. 

Begründung 

Durch die Beibehaltung der Zuschussfähigkeit der nicht erstattungsfähigen Mehrwertsteuer 

und der Personalausgaben könnte eine Rückkehr zum ursprünglichen Kofinanzierungssatz 

dazu beitragen, die notwendige finanzielle Ausgewogenheit und eine breite Projektvielfalt 

sicherstellen. Mit einer Erhöhung um 25 % für integrierte Projekte müsste das eindeutige Ziel 

einer Stärkung der Hebelwirkung und des integrierten Charakters des LIFE-Programms 

verbunden sein. Regionen mit dauerhaften geophysischen Nachteilen müssen dagegen in den 

Genuss eines erhöhten Kofinanzierungssatzes kommen. 

 

Änderungsantrag34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Mehrwertsteuer gilt bei Projekten 

gemäß Artikel 18 nicht als zuschussfähige 

Kosten. 

2. Die Mehrwertsteuer gilt bei Projekten 

gemäß Artikel 18 als zuschussfähige 

Kosten, sofern sie gemäß Artikel 13 der 

Richtlinie 2006/112/EG vom 

Endbegünstigten entrichtet wird und im 

Rahmen des nationalen 

Mehrwertsteuersystems nicht erstattet 

werden kann. Bei Anträgen auf 

Zuschussfähigkeit sind grundsätzlich 

entsprechende Belege der zuständigen 

Prüf- oder Bescheinigungsbehörden der 

Mitgliedstaaten vorzulegen. 

Begründung 

Der Vorschlag der Kommission, Mehrwertsteuerausgaben von der Förderfähigkeit 

auszuschließen, birgt die Gefahr, dass ein großer Teil der potenziell Begünstigten des LIFE-

Programms nicht daran teilhaben kann und dass es aufgrund unterschiedlicher 

Mehrwertsteuersätze und unterschiedlicher Möglichkeiten der Mehrwertsteuererstattung zu 

einer Ungleichbehandlung zwischen den Mitgliedstaaten kommt. Darüber hinaus könnte diese 

Änderung zur Folge haben, dass weniger Maßnahmen durchgeführt werden, bei denen 

Mehrwertsteuer anfällt, wie beispielsweise Verbreitung und Öffentlichkeitsarbeit (Seminare, 

Druckerzeugnisse usw.). 
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Änderungsantrag35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Ausgaben im Zusammenhang mit den 

Kosten für fest angestellte Mitarbeiter 

können als zuschussfähige Kosten gelten, 

sofern ein Zusammenhang mit den 

Kosten für die Projektdurchführung 

besteht.  

Begründung 

Die EK schlägt in der Begründung zur Verordnung vor, die Zuschussfähigkeit der 

Personalkosten für Stammpersonal, das nicht speziell für das Projekt eingestellt wurde, zu 

begrenzen oder auszuschließen, um Monitoring- und Berichterstattungsprobleme abzubauen. 

Dies würde sich nachteilig auf die Qualität und Durchführbarkeit von Projekten insbesondere 

kleinerer Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen auswirken, die auf ihr 

Stammpersonal und deren Fachwissen angewiesen sind und deren Mitarbeiter häufig bei 

mehreren Projekten gleichzeitig teilzeitbeschäftigt sind. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Öffentliche und private Einrichtungen 

können Finanzmittel aus dem LIFE-

Programm erhalten. 

Öffentliche Einrichtungen können 

Finanzmittel aus dem LIFE-Programm 

erhalten. 

Begründung 

Gewährleistung eines effizienten und wertneutralen Einsatz der Mittel mit größtmöglichem 

Mehrwert für die Region und nicht von Einzelinteressen. 
 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission verabschiedet 

mehrjährige Arbeitsprogramme für das 

LIFE-Programm. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden nach 

dem Prüfverfahren gemäß Artikel 29 

Absatz 2 erlassen. 

1. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 30 delegierte 

Rechtsakte zur Verabschiedung 

mehrjähriger Arbeitsprogramme für das 

LIFE-Programm zu erlassen, und sorgt 

dafür, dass die Interessenträger 

ordnungsgemäß konsultiert werden, wenn 

mehrjährige Arbeitsprogramme 

aufgestellt werden. 
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